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	 SACHVERHALT
In einem Erstreckungsverfahren stellte 

sich die Frage, wie der Umstand zu würdi­
gen ist, dass die Vermieterin mehr als acht 
Jahre vor dem avisierten Beendigungster­
min kündigte. Der Sachverhalt hierzu ist 
wie folgt: Die Mieterin bzw. Beschwerde­
gegnerin B betreibt seit 1913 ein Modege­
schäft in der Liegenschaft X. Am 4. Januar 
2005 schloss sie mit der damaligen Eigen­
tümerin einen Mietvertrag über eine feste 

Mietverhältnisses um sechs Jahre. An der 
Schlichtungsverhandlung wurde keine 
Einigung erzielt. Die Klage der Mieterin 
beim Mietgericht, die Kündigung wegen 
Ungültigkeit aufzuheben und eventuali­
ter das Mietverhältnis um drei Jahre zu 
erstrecken, war ebenfalls erfolglos. Das 
Obergericht bestätigte – wie die Vorin­
stanz – die Gültigkeit der Kündigung, wies 
jedoch die Frage betreffend Erstreckung 
zur Vervollständigung des Sachverhalts 

dem Mieter eine Erstreckung bis zu einem 
Jahr gewährt, so kann dieser gemäss Art. 
272d OR mit einer einmonatigen Frist, bei 
einer gewährten Erstreckung von mehr als 
einem Jahr mit einer dreimonatigen Frist 
auf einen gesetzlichen Termin den Miet­
vertrag vorzeitig kündigen.

FESTSTELLUNGEN 
DER VORINSTANZEN

Das erstinstanzliche Mietgericht er­
wog, die maximale gesetzliche Erstre­
ckungsdauer für Geschäftsräume betrage 
gemäss Art. 272b Abs. 1 OR sechs Jah­
re. Dem Mieter stehe jedoch aufgrund 
der frühzeitigen Kündigung (acht Jah­
re vor dem eigentlichen Beendigungster­
min) weit mehr Zeit für die Suche nach 
Ersatzräumlichkeiten zur Verfügung. Das 
zweitinstanzliche Obergericht bemängel­
te jedoch, dass ein linearer Abzug der durch 
eine frühzeitige Kündigung freiwillig ein­
geräumten Vorlaufzeit nicht haltbar sei. 
Es stützte sich dabei auf den überwiegen­
den Teil der Lehre, welche ihren Entscheid 
bei der sogenannten Interessenabwägung 
nach Art. 272 OR davon abhängig machen 
will, ob der Vermieter dem Mieter während 
der restlichen Vertragslaufzeit ein vorzei­
tiges Auszugsrecht gewähre. Ein solches 
hat die Vermieterin der Mieterin nicht ge­
währt. Deshalb hat das Mietgericht nach 
Ansicht des Obergerichts die Interessen­
abwägung zu Unrecht unterlassen. 

Weiter führte das Obergericht aus, 
dass zu berücksichtigen sei, dass die mie­
terseitige Suche nach einer Ersatzlö­
sung «wohl erst ca. drei Jahre vor Miet­
ende» erfolgsversprechend sein werde. 
Dies zum jetzigen Zeitpunkt festzulegen, 
sei nicht möglich. Folglich fehle es für die 
Interessenabwägung nach Art. 272 OR 
an notwendigen Sachverhaltselementen, 
weshalb die Sache an das Mietgericht zu­
rückzuweisen sei. Auch die Mieterin hält 
es nicht für richtig, einzig auf die Frühzei­
tigkeit der Kündigung abzustellen. Nach 
ihrer Ansicht habe die Auffassung des 
Mietgerichts zur Folge, dass die Vermie­
terin die «Steuerung» des Erstreckungs­
anspruchs in der Hand habe. Insbeson­
dere könnte die Vermieterin bei einem 
Mietvertrag, der auf mehr als sechs Jah­
re abgeschlossen worden sei, bei Vertrags­
abschluss kündigen, um so jegliche Erstre­
ckung auszuschliessen. Demgegenüber 
rügt die Vermieterin vor Bundesgericht 
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KEINE ERSTRE-
CKUNG BEI VORZEI-
TIGER KÜNDIGUNG

Das Bundesgericht hatte die Frage  
zu beantworten, ob eine Erstreckung 
für ein befristetes Geschäftsmietver-
hältnis gewährt werden muss, obwohl 
der Mieterin bereits acht Jahre vor 
dem eigentlichen Beendigungstermin 
gekündigt wurde. TEXT— SERAINA KIHM*

Eine lange vor 
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Beendigungster-
min ausgespro-
chene Kündigung 
trägt dem Anlie-
gen des Mieters 
nach genügend 
Zeit für die Suche 
nach einem Er-
satzobjekt voll-
ständig Rechnung.
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Mietdauer von zehn Jahren, vom 1. Janu­
ar 2005 bis 31. Dezember 2014, ab. Es wur­
de vereinbart, dass frühestens auf diesen 
Termin hin unter Einhaltung einer Kün­
digungsfrist von zwölf Monaten gekün­
digt werden könne. Ausserdem wurden 
der Mieterin vertraglich zwei Optionen 
von jeweils fünf Jahren auf Verlängerung 
des Mietvertrags (zu gleichen Mietbe­
dingungen) eingeräumt. Die Mieterin hat 
beide Optionen ausgeübt; der Mietvertrag 
endigt damit vertragsgemäss am 31. De­
zember 2024.

Im November 2014 erwarb die Vermie­
terin und Beschwerdeführerin A die Lie­
genschaft X und kündigte mit amtlichem 
Formular vom 13. /14. Juni 2016 das Miet­
verhältnis per 31. Dezember 2024. Als Be­
gründung führte sie Eigenbedarf an. Die 
Beschwerdegegnerin B focht die Kün­
digung bei der Schlichtungsbehörde an, 
machte die Ungültigkeit der Kündigung 
geltend und verlangte die Erstreckung des 

und Neubeurteilung an die Vorinstanz zu­
rück. Das Obergericht begründete seinen 
Entscheid damit, dass die für den Erstre­
ckungsentscheid erforderlichen Sachver­
haltselemente erst um die «Mitte des Jah­
res 2022» bekannt sein würden, weshalb bis 
dahin das Erstreckungsverfahren sistiert 
werden sollte. Die Vermieterin verlangte 
daraufhin mit Beschwerde in Zivilsachen 
die Abweisung des Eventualbegehrens um 
Erstreckung des Mietverhältnisses.

GESETZLICHE GRUNDLAGE
Gemäss Art. 272 Abs. 1 OR kann der Mie­

ter die Erstreckung eines befristeten oder 
unbefristeten Mietverhältnisses verlan­
gen, wenn die Beendigung der Miete für 
ihn oder seine Familie eine Härte zur Folge 
hätte, die durch die Interessen des Vermie­
ters nicht zu rechtfertigen wäre. Das Miet­
verhältnis kann – so hält Art. 272b Abs. 1 
OR fest – für Geschäftsräume um höchs­
tens sechs Jahre erstreckt werden. Wurde 
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unter anderem, dass die Vorinstanz die 
Systematik von Art. 272 Abs. 1 OR (An­
spruch der Mieterin auf Erstreckung) ver­
kannt und den Begriff der Härte unrichtig 
ausgelegt habe.

FESTSTELLUNGEN 
DES BUNDESGERICHTS

Die höchstrichterliche Instanz gab der 
Beschwerdeführerin Recht, dass eine Er­
streckung überhaupt nur dann in Frage 
kommen kann, wenn die Kündigung für 
die Mieterin eine Härte zur Folge hätte. 
Fehlt es an dieser, erübrigt sich eine Ab­
wägung mit den Interessen der Vermie­
terin, wie sie in Art. 272 Abs. 1 und Abs. 2 
OR vorgeschrieben wird. Als Härte im Sin­
ne von Art. 272 OR kommen Umstände in 
Betracht, die es der Mieterin verunmög­
lichen, in der bis zur Vertragsbeendigung 
verbleibenden Zeit ein Ersatzobjekt zu be­
schaffen. Die Erstreckung kann daher erst 
sinnvoll sein, wenn sie mit der Verschie­
bung der Geschäftsverlegung zugleich ei­
ne Milderung der Folgen verbunden wä­
re, also zu erwarten lässt, dass der Umzug 
später für die Mieterin weniger nachtei­
lig sein werde, als er bei Ablauf der Kün­
digungsfrist wäre. Eine langdauern­
de doppelte Mietzinsbelastung, wie das 
Obergericht anführte, sei jeder Mietver­
tragskündigung inhärent und kann nach 
Ansicht des Bundesgerichts nicht zu ei­
ner Härte führen.

Entgegen der obergerichtlichen Fest­
stellung erachtete das Bundesgericht es 
als keinen Grund für eine Erstreckung, 
wenn die mieterseitigen Suchbemühun­

gen «wohl erst ca. drei Jahre vor Miet­
ende» erfolgsversprechend sein werden. 
Denn die Bestimmungen über die Erstre­
ckung des Mietverhältnisses bezwecken 
in erster Linie, der Mieterin für die Suche 
neuer Räume mehr Zeit zu lassen, als ihr 
nach der ordentlichen Kündigungsfrist 
zur Verfügung stünde. Die mehr als acht 
Jahre vor dem angedachten Beendigungs­
termin ausgesprochene Kündigung trägt 
nach Ansicht des Bundesgerichts diesem 
Anliegen vollständig und genügend Rech­
nung. Das Bundesgericht räumte zwar ein, 
dass die während der Erstreckung beste­
henden gesetzlichen Kündigungsmoda­
litäten der Mieterin eine erhöhte Flexi­
bilität ermöglichen, da sie das bisherige 
Mietverhältnis, gestützt auf Art. 272d OR, 
erleichtert auflösen kann. Insofern ist für 
die Mieterin eine Erstreckung vorteilhaf­
ter als eine lange Vorlaufzeit, die aus ei­
ner frühzeitigen Kündigung resultiert. Das 
Bundesgericht stellte jedoch klar, dass al­
lein der Umstand, dass bei einer derart lan­
gen im Voraus erfolgten Kündigung der 
Mieterin kein vorzeitiges Kündigungs­
recht im Sinne von Art. 272d OR zusteht, 
noch keine Härte zu begründen vermag. 
Das Bundesgericht stimmte mit der Vor­
instanz jedoch darin überein, dass aus 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
nicht geschlossen werden kann, dass die 
freiwillig eingeräumte Vorlaufzeit in je­
dem Fall linear von der Erstreckungsdau­
er abzuziehen sei. 

Aus all den vorgenannten Gründen hiess 
das Bundesgericht die Beschwerde der Be­
schwerdeführerin A gut und verneinte da­
mit den Anspruch der Beschwerdegegnerin 
B auf Erstreckung des Mietverhältnisses. 
Auf die in der Beschwerde aufgeworfenen 

weiteren Rechtsfragen wie beispielsweise, 
ob die vom Obergericht angeordnete Sis­
tierung das Beschleunigungsgebot nach 
Art. 29 Abs. 1 der schweizerischen Bun­
desverfassung verletzt, ging das Bundes­
gericht in der Folge nicht mehr ein.

FAZIT
Das Bundesgericht gab der Vermieterin 

Recht und machte deutlich, welches Ziel 
das Institut der Erstreckung verfolgt. Die 
Erstreckung, das heisst die Verlängerung 
eines gekündigten Mietverhältnisses über 
den Beendigungszeitpunkt hinaus, will die 
Folgen der Kündigung mildern, indem der 
Mieterin mehr Zeit für die Suche nach ei­
nem Ersatzobjekt gewährt wird. Es gilt so­
mit, das Risiko der Obdachlosigkeit zu ver­
hindern. Dieser Schutz soll diejenige nicht 
geniessen dürfen, die frühzeitig über die 
Beendigung informiert wurde und damit 
ausreichend Zeit zur Suche nach einer Al­
ternative hatte. Dieses Urteil dürfte Aus­
wirkungen auf die (Standort-)Planung 
sowohl auf Vermieter- als auch auf Mie­
terseite haben.�

*SERAINA KIHM 

Die Autorin ist Rechtsanwältin bei 
CMS von Erlach Poncet AG und Ab­
solventin des Masters in Advanced 
Studies UZH in Real Estate. Sie ist 
spezialisiert auf Immobilienrecht.
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